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Scheitern oder Strategiewechsel?1 
 
Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 
wurden Al Qaida und das Taliban-Regime durch eine 
von den USA geführte Koalition der Willigen (Operati-
on „Enduring Freedom“) aus Afghanistan vertrieben. 
Seitdem engagiert sich die internationale Staatenge-
meinschaft in diesem Land. Deutschland spielte dabei 
von Beginn an eine herausgehobene Rolle. Auf dem Pe-
tersberg bei Bonn wurde der Friedens- und Wiederauf-
bauprozess Afghanistans eingeleitet („Bonn process“). 
Dort beschlossen die Vertreter der siegreichen afghani-
schen Fraktionen der Nordallianz, der Vereinten Natio-
nen, der USA und andere internationale Akteure, Af-
ghanistan zu einer marktwirtschaftlichen Demokratie zu 
entwickeln. Die Internationalen Sicherheitsunterstüt-
zungstruppe (International Security Assistance Force, 
ISAF) sollte zu einem sicheren Umfeld beitragen und 
den Aufbau afghanischer Sicherheitskräfte unterstützen. 
Vier Jahre später wurde der Bonn Process durch den 
Afghanistan Compact (AC) abgelöst. Der AC ist eine 
bis Ende 2010 angelegte komplexe Strategie, die sich 
aus den drei Säulen Sicherheit, Governance und Ent-
wicklung zusammensetzt. Sie bildet die Grundlage für 
den im selben Jahr verabschiedeten vorläufigen nationa-
len Entwicklungsplan der afghanischen Regierung. 
Nach ersten Fortschritten verschlechtert sich die Lage 
seit 2005 kontinuierlich. Die Entwicklung der afghani-
schen Realität und die Maßnahmen der internationalen 
Gemeinschaft klaffen zunehmend auseinander. Damit 
wird eine Überprüfung sowohl der Lagefeststellung als 
auch der Strategie dringend erforderlich, zumal die auf 
dem Bukarester NATO-Gipfel verabschiedete „Vision 
für Afghanistan“ an der alten Lagebeurteilung und dem 
strategischen Konzept grundsätzlich festhält. 


















Sicherheit: Die Sicherheitslage hat sich seit 2005 ver-
schlechtert. Die Zahl der sicherheitsrelevanten Ereignis-
se erhöht sich von Jahr zu Jahr. Die Zwischenfälle stie-
gen von ca. 2.600 (2006) auf ca. 4.000 (2007). Insbe-
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sondere die Zahl der Selbstmordattentate – ein bis vor 
kurzem noch unbekanntes Phänomen in Afghanistan – 
nahm zu. Wurden 2005 nur 17 Selbstmordattentate be-
gangen, waren es 123 im Jahr 2006 und 131 ein Jahr 
darauf. Die sogenannten Feindelemente oder Neo-
Taliban – dazu werden islamistische oder nationalisti-
sche Paschtunen, Drogenhändler, lokale Kommandeure, 
warlords, Al-Qaida-Terroristen, ausländische Jiha-
disten, religiöse Fundamentalisten, Antizentralisten und 
autonome Kräfte gerechnet – kontrollieren oder infilt-
rieren immer weitere Gebiete. Nach Schätzungen der 
internationalen Expertengruppe „Senlis Council“ sind 
54 Prozent des afghanischen Territoriums unter ihrer 
Kontrolle, in weiteren 38 Prozent sind sie partiell prä-
sent. Andere Quellen sprechen davon, dass „nur“ ein 
Drittel des Territoriums unter Kontrolle der Aufständi-
schen steht. Die Neo-Taliban sind eine fluide, sich 
ständig verändernde Größe. Dies entspricht der Traditi-
on afghanischer Akteure, im Eigeninteresse wechselnde 
Koalitionen einzugehen mit dem Ziel, die Macht der 
Regierung in Kabul zu beschränken und die lokalen 
Herrschaftsansprüche zu erhalten. Die politische Hal-
tung in den regierungsfeindlichen Regionen ist geprägt 
durch anti-zentralistische, anti-moderne und anti-west-
liche Einstellungen und verbindet lokale mit militant-is-
lamistischen Vorstellungen. Der Kampf zwischen dem 
Autonomieanspruch der Stämme und dem Herrschafts-
anspruch des Staates durchzieht im Übrigen den gesam-
ten Prozess der Staatsentwicklung in Afghanistan. Bis-
lang führte jeder Versuch einen Zentralstaat zu etablie-


















Der Aufbau der afghanischen Sicherheitskräfte, die laut 
Afghanistan Compact die Sicherheit der Bürger schüt-
zen sollen, hinkt weit hinter der Planung her. Die afgha-
nische Armee (ANA) kann noch als vergleichsweise 
positives Beispiel angeführt werden, obwohl sie mit 
bislang ca. 33.000 einsatzbereiten Soldaten die bis 2010 
vorgesehene Stärke von 80.000 Einsatzkräften wahr-
scheinlich nicht erreichen wird. Der Aufbau einer af-
ghanischen Polizei (ANP) muss als Fehlschlag einge-
stuft werden. Die Daten aus dem Innenministerium, das 
zu den korruptesten Einrichtungen im Lande gehören 
soll und dringend reformiert werden müsste, sind mit 
entsprechender Skepsis zu behandeln. Die Zahl der of-
fiziell finanzierten Dienstposten – je nach Quelle 
50.000-70.000 Mann – weichen vermutlich erheblich 




soll nur annähernd 50 Prozent der offiziell gemeldet 
ANP existieren, während die Gehälter für die Phantom-
polizisten in die Taschen korrupter Akteure fließen. Er-
schwerend kommt hinzu, dass die meisten der Polizis-
ten Analphabeten sind und die 25 an der Ausbildung 
beteiligten Staaten über kein abgestimmtes Ausbil-
dungskonzept verfügen. Darüber hinaus häufen sich die 
Meldungen, dass die Polizei selbst zum Sicherheitspro-
blem wird. Damit steht sowohl quantitativ wie qualita-
tiv das gesetzte Ziel von 82.000 Polizisten bis Ende 
2010 in Frage. Vor diesem Hintergrund ist es nicht ver-
wunderlich, dass sich mittlerweile sowohl die NATO-
geführte ISAF, die ursprünglich Stabilisierungsaufga-
ben wahrnehmen sollte, als auch die US-geführte Ope-
ration Enduring Freedom, die sich zunächst auf den 
Antiterrorkampf konzentrierte, zunehmend in einen 
Guerillakrieg verwickelt werden (Counterinsurgency, 
COIN), den militärisch zu gewinnen sehr unterschied-
lich eingeschätzt wird. Unstrittig ist jedoch, dass ein im-
mer höherer Preis – personell, finanziell, ethisch – für 




















Governance: Der zweite Reformbereich umfasst die 
Sektoren Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte. Angespornt durch die ersten Erfolge 
beim Aufbau staatlicher Strukturen (Wahlen, Parlamen-
te, Verfassung) setzte der Afghanistan Compact zu 
hochgesteckte Ziele. Die Erwartungen an einen schnel-
len Demokratisierungsprozess erwiesen sich als über-
trieben, erste Fortschritte beim Aufbau staatlicher Insti-
tutionen wurden überschätzt. Fortschritte wurden nur 
nach bürokratischen Maßstäben beurteilt und die Frage, 
wie die Ziele effektiv umgesetzt werden sollen, wurde 
bislang vernachlässigt. Bemühungen zum Aufbau sub-
nationaler Governance-Strukturen leiden unter fehlen-
der Koordinierung und der Fixierung auf kurzfristige 
Sicherheitsimperative. Das rapide sinkende Ansehen 
von Präsident Karzai ist eine Folge dieser Entwicklung, 
zu der die internationale Gebergemeinschaft mit ihren 
überzogenen Zielen und ihrem unkoordinierten Vorge-
hen nicht unerheblich beigetragen hat. Afghanistan ist 
eines der korruptesten Länder der Welt. Daran hat auch 
die westliche Anwesenheit nichts geändert, ja sie hat sie 
durch das reichlich fließende Geld der Geberländer 
möglicherweise sogar verschärft. Nach Einschätzung 
der Bevölkerung ist die Lage derzeit eher noch schlim-
mer als zu Zeiten der Taliban, der Mujahedin oder der 
Kommunisten.  
Entwicklung: Afghanistan soll sich zu einer freien 
Marktwirtschaft entwickeln, angetrieben durch den pri-
vaten Sektor. Dieser wirtschaftsliberale Ansatz begüns-
tigt in einem Land, das ökonomisch am Boden liegt, 
über keinen funktionierenden öffentlichen Sektor ver-
fügt und in dem Rechtssicherheit fehlt in erster Linie 
nur wenige Privilegierte, die sich das neue System zu-
nutze machen können. Es ist unstrittig, dass das Pro-
Kopf-Einkommen von 182 US-Dollar im Jahr 2002/03 
auf 344 US-Dollar 2006/07 gestiegen ist. Gleichwohl 
gehört Afghanistan zu den ärmsten und am wenigsten 
entwickelten Ländern der Welt, denn statistisch gesehen 
muss jeder Afghane von weniger als einem US-Dollar 
am Tag leben. Im Bildungsbereich sind zwar Fortschrit-
te zu verzeichnen. Sie sind jedoch marginal, wenn man 
ihnen das schnelle Bevölkerungswachstum, die hohe 
Arbeitslosigkeit und die immer noch extrem hohe An-
alphabetenrate entgegenhält. Der florierendste und zu-
gleich problematischste Wirtschaftsbereich ist der Dro-
genhandel. Hier sind kontinuierlich hohe Wachstums-
raten zu verzeichnen, mit extrem negativen Auswir-
kungen auf das Funktionieren staatlicher Strukturen 
(Korruption), die Sicherheit der Bevölkerung (Gewalt-
kriminalität) und die Auseinandersetzung mit den Neo-




Bevölkerung: Die afghanische Bevölkerung ist trotz ei-
nes jahrzehntelangen Krieges von 8,1 Mio. Menschen 
(1950) auf 25,1 Mio. (2005) gewachsen. Die UNO 
prognostiziert bis 2030 einen weiteren Anstieg auf ca. 
60,1 Mio. Obwohl die Einwohnerzahl von Kabul rasant 
wächst, leben mehr als 75 Prozent der Afghanen auf 
dem Lande. Nach UNO-Angaben soll der Anteil der 
Landbevölkerung 2030 noch mehr als 65 Prozent betra-
gen. Kinder unter 14 Jahren machen mit einem Anteil 
von ca. 45 Prozent die afghanische Gesellschaft zu ei-
ner der jüngsten in der Welt – Tendenz steigend. Der 
daraus erwachsende sogenannte „youth bulge“ in Ver-
bindung mit Arbeitslosigkeit und Armut setzt die auf-
zubauenden politischen Strukturen unter hohen Stress. 
Er wird auch die tribalen Strukturen überfordern und 
spricht für eine konfliktreiche Zukunft. 
Ressourcen: Afghanistan verfügt nur über wenige Res-
sourcen und diese sind überwiegend in den Händen re-
gionaler Warlords und anderer regierungsfeindlicher 
Akteure. Nur zehn Prozent der Bevölkerung hat Zugang 
zu Elektrizität, überwiegend in Stadtregionen. Öffentli-
che Güter (Wasser, Gesundheit, Bildung, Verwaltung 
etc.) stehen nur einer begrenzten Zahl von Menschen 
zur Verfügung. Angesichts des Bevölkerungswachs-
tums wird sich dies eher noch verschärfen. Selbst von 
der Ressource Drogen haben nach Schätzungen des 
Entwicklungsprogramms der Vereinen Nationen (UN-
DP) nur ca. 15 Prozent der Bevölkerung einen „Nut-
zen“. Dies ist jedoch von der Region abhängig. So sind 
in Helmand mehr als 90 Prozent der Familien in die 
Drogenökonomie involviert. Mit dem Profit aus dem 
Drogengeschäft finanzieren aber fast alle Parteien ihre 
Privatarmeen. 
Kultur: Das Land ist durch große ethnische Vielfalt ge-
prägt. Die Paschtunen sind die größte ethnische Gruppe 
(ca. 40 Prozent) mit einem gesamtafghanischen Füh-
rungsanspruch, der von anderen nicht generell geteilt 





bis zum Ende Taliban-Herrschaft durch den Konflikt 
mit der Nordallianz zu Ausdruck kam. Die Analphabe-
tenrate der erwachsenen Bevölkerung liegt über 70 Pro-
zent, die von Frauen dürfte sich eher auf 90 Prozent be-
laufen. Aufgrund der Bevölkerungsentwicklung und der 
sehr stark patriarchalisch geprägten Stammeskultur 
wird sich in den nächsten Jahrzehnten daran vermutlich 
kaum etwas ändern. Bemerkenswert ist, dass sich der 
1976 ausgebrochene innerafghanische Konflikt (der 
1979 mit dem Einmarsch sowjetischer Truppen eska-
lierte) mit der damaligen kommunistischen Zentralre-
gierung in Kabul an der Frage der Schulpflicht von 
Mädchen auf dem Lande entzündete.  



















Cordesman, Anthony H., ,  
Senlis, The Return of Taliban, 2006. 
Gesellschaft: Es gibt keine moderne afghanische Ge-
sellschaft, sondern allenfalls kleine Inseln von Moderni-
tät in einigen Städten. Die für die Menschen zuverläs-
sigsten Strukturen sind die Familie, der Stamm, der 
Clan und lokale Gemeinschaften. Sie fordern aber 
gleichzeitig eine Unterwerfung des Individuums unter 
die Gemeinschaft, die eine ausgeprägte soziale Kontrol-
le ausübt und ein erhebliches Hemmnis für sozialen 
Wandel darstellt. Der Pashtunwali, der mit den Begrif-
fen Ehre, Würde, Stolz, Kampf und Männlichkeit das 
Selbstverständnis der Pashtunen und in abgewandelter 
Form auch anderer Ethnien prägt, bestimmt das Verhal-
ten der Afghanen gegenüber Fremden. Der Pashtunwali 
ist ein nicht ausformulierter Kanon kultureller Regeln 
und Normen, die durch Familie, Stamm und Clan wei-
tergegeben werden. Dieser Kodex sorgt für Verhaltens-
sicherheit und die Verantwortung der Gruppe für die 
soziale Absicherung des Einzelnen. Ihn auch nur teil-
weise durch geschriebenes Recht – insbesondere nach 
westlichem Vorbild – zu ersetzen, wird zu erheblicher 
Verunsicherung führen, aber auch bei bestimmten Eli-
ten als ein Angriff auf ihre Macht und damit auf Ehre 
und Würde verstanden werden. Die Antwort wird, so-
lange die Menschen die gesellschaftliche Veränderung 
nicht selbst vollziehen, eine gewaltsame sein. Ohne so-
zialen Wandel ist allerdings eine moderne arbeitsteilige 
Gesellschaft, die die Bedürfnisse einer wachsenden 
Zahl von Menschen befriedigen muss, nicht denkbar. 
Wirtschaft: Die afghanische Gesellschaft ist eine No-
maden- und Agrargesellschaft. Etwa 90 Prozent der Be-
völkerung arbeitet in der Landwirtschaft. Es gibt einen 
sehr kleinen Industriesektor, der sich auf begrenzte 
Mengen von Gas, Kohle und Kupfer stützt sowie vor 
allem auf die kleinindustrielle Produktion von Textilien, 
Möbeln, Zement, Dünger, Schuhen, Seife und Teppi-
chen. Die Arbeitslosigkeit wird offiziell mit 40 Prozent 
angegeben. Inoffiziell kann man landesweit von einer 
Arbeitslosigkeit von ca. 70 Prozent, im Süden und Os-
ten sogar von 90 Prozent ausgehen. Die beiden Wirt-
schaftssektoren, die permanent wachsen, sind die Dro-
genökonomie und das Transportwesen. Die Opiumpro-
duktion wuchs von 3.400 Tonnen im Jahr 2002 auf 
8.200 Tonnen im Jahr 2007, während die Anbaufläche 
im gleichen Zeitraum von 74.000 auf ca. 200.000 Hek-
tar anstieg. Der andere prosperierende Sektor wird von 
der Transportmafia beherrscht. Diese gehört zu einem 
weltumspannenden System organisierter Kriminalität, 
das Schmuggelgüter aus, nach und durch Afghanistan 
befördert. Beide Sektoren nutzen eine mittlerweile glo-
balisierte Stammesgesellschaft, die sich aus der kriegs- 
und wirtschaftlich bedingten Abwanderung mehrerer 
Millionen Afghanen seit den 1980er Jahren entwickelt 
hat. Sie bildet ein von Südasien über den Mittleren Os-
ten bis nach Zentralasien reichendes Netzwerk, das für 
die Versorgung der heimischen Stammesmitglieder eine 
zentrale Rolle spielt. Angesichts der prognostizierten 
Bevölkerungsentwicklung ist ein Absinken des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) pro Kopf der Bevölkerung zu 
erwarten. Nach Angaben des Wirtschaftministers stam-
men über 90 Prozent aller Waren auf dem afghanischen 
Markt aus Importen. Das ist Ausdruck einer nicht ent-
wickelten Agrargesellschaft, die angesichts des Bevöl-
kerungswachstums immer weniger in der Lage sein 
wird, den Menschen ein Auskommen zu bieten. 














Quelle: Poul Martin Linder, Afghanistan Index, Oktober 2007. 
 
Politik: Im „Failed State Index“ 2007 steht Afghanistan 
an achtschlechtester Position. Es handelt sich um einen 
Rentierstaat, der von Vetternwirtschaft und Subsidien 
lebt. Die afghanische Regierung unter Präsident Karzai 
gilt als unfähig, korrupt und schwach, auch weil sie 
Leute in hohen Regierungsämtern akzeptieren muss, de-
ren primäre Loyalität nicht der Regierung und dem 
Land gilt. Darüber hinaus werden 80 Prozent des afgha-
nischen Regierungsetats von der internationalen Ge-
meinschaft finanziert. Dass die Geberländer die Kon-
trolle über die Hilfsgelder im Bereich der Entwick-
lungspolitik behalten wollen, begründen sie mit der 
weit verbreiteten Korruption, allerdings sind Betrug, 
Missmanagement und Pfusch auch bei den internationa-
len Akteuren zu beklagen. Die von außen geförderte 
zentrale Staatlichkeit steht in Konkurrenz zu den exis-
tierenden Strukturen einer Stammesgesellschaft. Deren 




andererseits sind sie über Arbeitsmigration mit der glo-
balisierten Welt verbunden. Die Globalisierung stärkt 
also eher die alten lokalen Ordnungen als die von der 





Die politische Zielsetzung: Das im Afghan Compact 
2006 vorgegebene Ziel des Aufbaus einer demokrati-
schen afghanischen Regierung, die das ganze Land be-
herrscht, wird vermutlich auf Dauer von einem Großteil 
der gesellschaftlichen Kräfte als eine Gefährdung ihrer 
Autonomie wahrgenommen werden. Dies umso mehr, 
weil die Regierung Karzai als eine von Washington 
eingesetzte Marionettenregierung betrachtet wird – eine 
Ansicht, die durch die überwiegende Fremdfinanzie-
rung des Staatshaushalts und die Anwesenheit ausländi-
scher Truppen gestützt wird. Dass die Regierung viele 
jener Akteure, die von der afghanischen Bevölkerung 
als Kriegsverbrecher wahrgenommen werden, als Mi-
nister bestallt hat, schwächt sie weiter. Die Zielsetzung 
einer Zentralregierung mit Kontrolle über die ländliche 
Peripherie wird in Afghanistan anhaltenden Widerstand 
hervorrufen. Es ist möglich, dass sich langfristig andere 
politische Strukturen von unten aus dieser Stammesge- 
sellschaft entwickeln. Gleichwohl sind die tribalen 
Strukturen heute die funktionsfähigsten im Lande. Sie 
sollten für den politischen Aufbau Afghanistans genutzt 
werden. Dieser Prozess wird allerdings angesichts der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklungs-
trends nicht konfliktfrei verlaufen können. 
Stabilität und Sicherheit: Die internationale Gemein-
schaft hat sich vom Ziel der Schaffung von Sicherheit 
als Voraussetzung für Stabilität und Entwicklung weiter 
entfernt. Über die letzten Jahre sind die gewaltsamen 
Aktivitäten des afghanischen Aufstandes gewachsen. In 
den gleichen Zeitraum fällt die Ausdehnung von ISAF 
von Kabul über das ganze Land. Der Begriff der Neo-
Taliban verschleiert die wahren Ursachen des steigen-
den Gewaltpegels, die vor allem in anti-westlichen, an-
ti-modernen und anti-zentralistischen Haltungen der af-
ghanischen Akteure liegen. Darüber hinaus werden po-
litische Stabilität und Sicherheit durch die wachsende 
Drogenproduktion unterminiert. Dass die Entwaffnung 
von Stammesmilizen, Bürgerkriegsarmeen, Privatar-
meen und anderen Akteuren gescheitert ist, hängt auch 
(neben der Gewaltökonomie und der Kriegerkultur) mit 
der Tatsache zusammen, dass die Stämme kein Vertrau-
en in die Sicherheitsorgane der Regierung in Kabul ha-
ben. Man sollte also darüber nachdenken, wie Sicher-
heit verstärkt durch regionale und lokale Akteu-
re/Strukturen gewährleistet werden kann. 
 


































































Wirtschaft und soziale Entwicklung: Das Ziel eines 
nachhaltigen Wachstums zur Reduzierung von Hunger, 
Armut und Arbeitslosigkeit liegt noch in weiter Ferne. 
Die internationale Hilfe erhält die Regierung Karzai am 
Leben, bei der großen Mehrzahl der Bevölkerung sind 
die bisherigen Investitionen jedoch noch nicht ange-
kommen. Die wirtschaftlichen Aktivitäten sind eher 
rückläufig, außer im kriminellen Sektor. Erfolge sind 
im Bildungsbereich zu verzeichnen, sie wirken sich je-
doch nicht kurzfristig aus und werden von den militant-
islamistischen Kräften zunehmend bekämpft. Das ge-
sellschaftliche Gewaltpotenzial dürfte sich durch die zu 
erwartende anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, die große 
Armut und die Perspektivlosigkeit in der nachwachsen-
den jungen Generation verstärken. Große Summen von 
Hilfsgeldern über den nicht funktionierenden Regie-
rungsapparat der Regierung in Kabul verteilen zu wol-
len muss zwangsläufig zu Korruption führen. Die Ent-
wicklungshilfe müsste also stärker und besser koordi-
niert in die lokalen Strukturen unterhalb der Distrikts-
ebene fließen.  
Gesamtbewertung: Offensichtlich geht der strategische 
Ansatz der internationalen Gemeinschaft an der realen 
Situation in Afghanistan vorbei. Darüber hinaus ist zu 
vermuten, dass ein nicht unerheblicher Teil des Wider-
stands auf diese Strategie zurückzuführen ist. Daher 
scheint es sinnvoll, eine eingehende Analyse der gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Verhält-
nisse Afghanistans an den Anfang einer Korrektur der 
strategischen Zielsetzung der internationalen Gemein-
schaft zu stellen und davon das weitere Vorgehen ab-
hängig zu machen. Vieles spricht dafür, den Menschen 
in Afghanistan mehr Autonomie (Afghan face) und Zeit 




Angesichts der vorstehenden Lageanalyse und Bewer-
tung ergeben sich drei Handlungsoptionen.  
1. Die erste Möglichkeit ist eine schnelle Beendigung 
des militärischen Engagements in den nächsten zwei 
Jahren bei gleichzeitiger langfristiger Fortsetzung 
der entwicklungspolitischen Unterstützung Afgha-
nistans. Die internationale Staatengemeinschaft re-
duziert ihre militärischen Aktivitäten graduell bis 
2010 vollständig und legt die sicherheitspolitische 
Verantwortung in die Hände der afghanischen Re-
gierung. Zugleich führt sie die zivilen Teile des bis 
Ende 2010 laufenden Afghanistan Compact bis 2020 
weiter.  
2. Die zweite Option besteht darin, den bisherigen An-
satz zu verstärken und langfristig fortzusetzen. Er 
folgt der Devise, dass die sicherheits- und entwick-
lungspolitische Stabilisierung des Landes ein lang-
fristiges Vorhaben ist, das ein nachhaltiges internati-
onales Engagement in allen drei Aktionsbereichen – 
Sicherheit, Governance, Entwicklung – verlangt. 
Die aktive militärische Unterstützung wird ange-
sichts der erstarkten Neo-Taliban und der unterent-
wickelten afghanischen Fähigkeiten mindestens 
noch weitere zehn Jahre fortgesetzt, die entwick-
lungspolitische wesentlich länger.  
3. Die dritte Option ist ein umfassender Strategiewech-
sel, der fünf Aspekte beinhaltet: • Bescheidenere Ziele: Die internationale Gemein-
schaft nimmt davon Abstand, Afghanistan nach ih-
rem Vorbild verändern zu wollen. Die im AC formu-
lierten visionären Vorstellungen werden durch rea-
listischere und somit glaubhaftere Ziele ersetzt. Es 
wird akzeptiert, dass angesichts der bisherigen Ge-
schichte und des jetzigen Entwicklungsstandes Af-
ghanistans, aber auch wegen begrenzter Mittel und 
Fähigkeiten der internationalen Geber keine perfek-
ten oder visionären, sondern nur pragmatische und 
erreichbare Ziele angestrebt werden können. • Afghanisierung der Sicherheit: Da der Guerillakrieg 
in Afghanistan militärisch mittelfristig nicht und 
langfristig – wenn überhaupt – nur zu einem unak-
zeptablen Preis zu gewinnen ist, fährt die internatio-
nale Staatengemeinschaft ihre Kampfeinsätze zurück 
und beendet diese nach drei bis fünf Jahren. Danach 
werden die ANA und ANP und lokale Kräfte für die 
Sicherheit des Landes alleine verantwortlich sein. 
Zugleich wird wesentlich mehr als bislang in die Re-
form der Sicherheitssektoren investiert, vor allem in 
die Reform der Polizei und die sie führenden loka-
len, regionalen und nationalen Administrationen. 
Die Festlegung eines Datums (end date) für den Ab-
zug des größten Teils der NATO-Truppen hat den 
Vorteil, der souveränen Regierung einen klaren Ü-
bergangszeitraum zu kommunizieren und zugleich 
ihre Eigenverantwortlichkeit zu stärken, um zu trag-
fähigen Arrangements mit der lokalen Ebene zu 
kommen. Da es sich bei der Sicherheitssektorreform 
um einen langfristigen Prozess handelt, unterstützt 
die internationale Staatengemeinschaft Afghanistan 
in diesem Bereich weiter. • Dezentraler Governance-Ansatz: Der bislang ver-
folgte Versuch, zentralstaatliche Regierungsstruktu-
ren aufzubauen, wird ergänzt durch die nachhaltige 
Förderung lokaler Strukturen. Die gesamte Befrie-
dungs- und Wiederaufbaustrategie trägt der histo-
risch-kulturellen Tatsache Rechnung, dass sich zent-
ralistische Ansätze in diesem Land noch nie haben 
durchsetzen können und von lokalen Akteuren als 
Bedrohung angesehen werden. Da in Stammesge-
sellschaften die primäre Loyalität der Menschen 
nicht dem Staat gehören kann, werden dezentrale 
Governance-Ansätze gestärkt. Es wird akzeptiert, 
dass es sich dabei um fluide Machtarrangements 
handelt, die primär lokalen Interessen dienen und 
deren Loyalität gegenüber der Zentralregierung rela-
tiv schwach bleibt. • Angepasste Entwicklungsstrategie: Das Ziel des 
Aufbaus einer liberalen Marktwirtschaft wird relati-
viert, die entwicklungspolitische Rolle des Staates 
auf allen Ebenen gefördert. Lokale Akteure werden 
gestärkt, lokale Bedürfnisse in den Vordergrund der 
Aktivitäten gestellt. Die Drogenbekämpfung erfolgt 
entweder durch das verstärkte Angebot alternativer 
Produktionsmöglichkeiten oder durch die Legalisie-
rung des Drogenanbaus und -konsums. Infrastruk-
turmaßnahmen, agrarwirtschaftliche Produktionska-
pazitäten, Bildung und Ausbildung werden insbe-
sondere im ländlichen Raum gefördert. • Regionale Einbettung: Der Konflikt in Afghanistan 
ist nur im regionalen Rahmen zu lösen. Folglich 
werden die Nachbarstaaten und strategisch relevante 
Staaten wie Indien oder Russland sowie andere inte-
ressierte Akteure bei seiner Bewältigung eingebun-
den. Eine Regionalkonferenz über Sicherheit, wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung könn-




der zu einem alle Bereiche abdeckenden Grundla-
genabkommen, zu Aktionsplänen und anschließen-
den Überprüfungskonferenzen führt. Kernelemente 
dieses Vertrages wären ein Gewaltverzicht und die 





Die erste Option ist abzulehnen, weil ein kurzfristiger 
militärischer Rückzug der internationalen Gemeinschaft 
für das Land zu früh käme und von den meisten NATO-
Partnern, insbesondere den USA, nicht akzeptiert wür-
de. Eine bloße Fortführung des entwicklungspolitischen 
Ansatzes im Sinne eines „Weiter so“ wäre nicht zielfüh-
rend. Die zweite Option ist ebenfalls abzulehnen: Sie 
würde einen wesentlichen Aspekt der afghanischen 
Souveränität und Eigenverantwortung („ownership“) 
blockieren. Eine signifikante Verstärkung des militäri-
schen Einsatzes ist bereits aus Kosten- und politischen 
Erwägungen gegenwärtig nicht möglich. Seine langfris-
tige Aufrechterhaltung wäre erst recht weder finanzier-
bar noch innenpolitisch durchsetzbar. Folglich ist ein 
umfassender Strategiewechsel notwendig, der fünf As-
pekte beherzigt: bescheidenere Ziele, Afghanisierung 
der Sicherheit, dezentrale Regierungsstrukturen, auf lo-
kale Bedürfnisse ausgerichtete Entwicklung und regio-
nale Einbettung des Afghanistankonflikts. 
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